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A. Zielsetzung 

Verbindung der baden-württembergischen Landesstraße L 117 mit 
der französischen Departementstraße CD 424 durch den Bau einer 
Straßenbrücke über den Rhein zwischen Sasbach auf deutschem 
und Marckolsheim auf französischem Hoheitsgebiet. 

B. Lösung 

Abschluß des Abkommens vom 6. Dezember 1982, in dem die 
Bundesrepublik Deutschland und die Französische Republik den 
Bau einer Straßenbrücke über den Rhein zwischen Sasbach und 
Marckolsheim vereinbart haben. 

Mit dem Vertragsgesetz werden die verfassungsrechtlichen Vor-
aussetzungen nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes für 
die Ratifikation dieses Abkommens geschaffen. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des 
Gesetzes nicht mit Kosten belastet. 

Die Kosten für die Ausführung des Bauwerks (Straßenbrücke im 
Zuge einer Landesstraße) trägt auf deutscher Seite das Land 
Baden-Württemberg. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

14 (34) - 971 04 - Ab 6/83 Bonn, den 15. Juli 1983 

An den Herrn 
Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Ent-
wurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 6. Dezember 1982 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Französischen Republik über 
den Bau einer Straßenbrücke über den Rhein zwischen Sasbach und 
Marckolsheim mit Begründung und Vorblatt. 

Der Wortlaut des Abkommens in deutscher und französischer Sprache 
sowie die Denkschrift hierzu sind beigefügt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbei-
zuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Verkehr. 

Der Bundesrat hat in seiner 524. Sitzung am 1. Juli 1983 beschlossen, 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes, gegen den Gesetzentwurf 
keine Einwendungen zu erheben. 

Kohl 
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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Abkommen vom 6. Dezember 1982 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Französischen Republik 
über den Bau einer Straßenbrücke über den Rhein 

zwischen Sasbach und Marckolsheim 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates 
das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 
Dem in Bonn am 6. Dezember 1982 unterzeichneten 

Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Französischen Republik über den Bau einer 
Straßenbrücke über den Rhein zwischen Sasbach und 
Marckolsheim wird zugestimmt. Das Abkommen wird 
nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 
Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 

Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes feststellt. 

Artikel 3 
(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkün-

dung in Kraft . 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem Arti-
kel 14 Abs. 2 in Kraft  tritt, ist im Bundesgesetzblatt 
bekanntzugeben. 

Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 
Auf das Abkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes Anwendung, da es sich auf Gegen-
stände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 
Abs. 3 des Grundgesetzes erforderlich, weil das Abkom-
men Steuern erfaßt, deren Aufkommen nach Artikel 106 
des Grundgesetzes den Ländern und Gemeinden ganz 
oder teilweise zufließt. 

Zu Artikel 2 
Das Abkommen soll auch auf das Land Berlin Anwen-
dung finden; das Gesetz enthält daher die übliche 
Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 3 
Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfor-
dernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Abkommen 
nach seinem Artikel 14 Abs. 2 in Kra ft  tritt, im Bundes-
gesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkungen 
Der auf die Bundesrepublik Deutschland entfallende 
Kostenanteil für die Durchführung des Abkommens wird 
vom Land Baden-Württemberg getragen. 

Für die Länder und Gemeinden entstehen durch die 
Ausführung des Gesetzes keine zusätzlichen Kosten. 

Auswirkungen auf Einzelpreise und auf das Preisniveau, 
besonders auf das Verbraucherpreisniveau, sind durch 
das Gesetz nicht zu erwarten; das gilt auch für das 
Abkommen. 



Drucksache 10/252 	

	

Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode 

Abkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 

und der Französischen Republik 
über den Bau einer Straßenbrücke über den Rhein 

zwischen Sasbach und Marckolsheim 

Accord 
entre la République fédérale d'Allemagne 

et la République française 
relatif à la construction d'un pont routier sur le Rhin 

entre Sasbach et Marckolsheim 

Der Präsident der Bundesrepublik Deutschland 

und 

der Präsident der Französischen Republik - 

in dem Wunsch, die Straßenverbindungen zwischen den 
beiden Staaten zu verbessern, 

in Anbetracht des Abkommens vom 30. Januar 1953 über 
die festen Brücken und Fähren über den Rhein an der deutsch-
französischen Grenze - 

sind übereingekommen, ein Abkommen zu schließen, 

und haben hierfür zu ihren Bevollmächtigten ernannt: 

Der Präsident der Bundesrepublik Deutschland: 

Dr. Hans Werner Lautenschlager, 
Staatssekretär im Auswärtigen Amt, 

Der Präsident der Französischen Republik: 

Henri Froment-Meurice, 
Botschafter Frankreichs 

in der Bundesrepublik Deutschland; 

diese sind nach Austausch ihrer in guter und gehöriger Form 
befundenen Vollmachten 

wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Gegenstand des Abkommens 

Zwischen Sasbach und Marckolsheim wird eine Brücke über 
den Rhein auf deutschem und französischem Hoheitsgebiet 
zur Verbindung der französischen Departementstraße CD 424 
mit der deutschen Landesstraße L 117 gebaut. 

Artikel 2 

Beschreibung des Bauwerks 

Die Brücke wird bei Strom-km 240,8 gebaut. Sie hat eine 
Länge von etwa 264 m, aufgeteilt in fünf Brückenfelder, und 
umfaßt eine Fahrbahn mit 7,00 m Breite und zwei Gehwege mit 
je 1,50 m Breite. 

Artikel 3 

Bauausführung 

(1) Die Bundesrepublik Deutschland übernimmt die Ausfüh-
rung des Bauwerks. 

Le Président de la République fédérale d'Allemagne 

et 

le Président de la République française, 

désireux d'améliorer les liaisons routières entre les deux 
Etats, 

vu l'Accord du 30 janvier 1953 relatif aux ponts fixes et aux 
bacs franchissant le Rhin à la frontière franco-allemande, 

sont convenus de conclure un Accord et ont désigné à cet 
effet comme plénipotentiaires: 

Le Président de la République fédérale d'Allemagne: 

M. Hans Werner Lautenschlager, 
Secrétaire d'Etat aux Affaires étrangères, 

Le Président de la République française: 

M. Henri Froment-Meurice, 
Ambassadeur de France 

auprès de la République fédérale d'Allemagne, 

lesquels, après avoir échangé leurs pleins pouvoirs, recon-
nus en bonne et due forme, 

sont convenus des dispositions suivantes: 

Article 1er 

Objet de l'Accord 

Un pont sera construit sur le Rhin entre Sasbach et 
Marckolsheim sur les territoires allemand et français, aux fins 
de relier le chemin départemental français CD 424 la route 
allemande L 117. 

Article 2 

Description de l'ouvrage 

Le pont est construit au point kilométrique 240,8 du Rhin. II 
a une longueur de 264 m environ, répartie en cinq travées, et 
supporte une chaussée de 7,00 m de largeur ainsi que deux 
trottoirs d'une largeur de 1,50 m chacun. 

Article 3 

Exécution des travaux 

(1) La République fédérale d'Allemagne réalise l'ouvrage. 
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(2) Die Bauausführung umfaßt alle für die Erstellung des 
Bauwerks notwendigen Arbeiten einschließlich der Arbeiten 
an den Widerlagern und der Ausstattung. Die Bundesrepublik 
Deutschland übernimmt die Planung, die Ausschreibung, die 
Vertragsvergabe und die Bauüberwachung. Das Bauwerk wird 
nach den geltenden deutschen Normen und Vorschriften 
berechnet und errichtet. 

(3) Jedem Vertragsstaat obliegt die Erstellung der an die 
Brücke anschließenden Bauwerke und Straßen auf seinem 
Hoheitsgebiet entsprechend dem Fortschreiten der Bauarbei-
ten. 

Artikel 4 

Kostenverteilung 

Die Vertragsstaaten tragen je zur Hälfte die Kosten für die 
Planung und die Bauausführungen, die Überwachung der in 
Artikel 3 Absätze 1 und 2 vorgesehenen Arbeiten sowie die 
Kosten für die Unterhaltung nach Artikel 7 Absatz 2. 

Artikel 5 

Bereitstellung des für das Bauwerk und die Bauarbeiten 
erforderlichen Geländes 

Jeder Vertragsstaat hat auf seinem Hoheitsgebiet rechtzei-
tig dafür zu sorgen, daß das für den Bau der Brücke erforder-
liche Gelände dauernd oder zeitweilig zur Verfügung steht, und 
trägt die dabei anfallenden Kosten. 

Artikel 6 

Zahlung 

(1) Die Bundesrepublik Deutschland übernimmt die Vorfi-
nanzierung. Entsprechend dem Baufortschritt stellt sie die von 
ihr geleisteten, nach Artikel 4 von der Französischen Republik 
zu tragenden Kosten in Rechnung. Die Zahlungen werden 
grundsätzlich innerhalb von drei Monaten nach Erhalt der 
Rechnung geleistet. 

(2) Alle Zahlungen erfolgen in deutscher Währung. 

Artikel 7 

Abnahme und Unterhaltung 

(1) Nach Abschluß der Bauarbeiten wird das Bauwerk von 
der Bundesrepublik Deutschland abgenommen. Anschließend 
übergibt die Bundesrepublik Deutschland der Französischen 
Republik den Teil des Bauwerks, der auf französischem 
Hoheitsgebiet errichtet worden ist. 

(2) Vom Zeitpunkt der Abnahme des Bauwerks an über-
nimmt die Bundesrepublik Deutschland die Unterhaltung des 
Bauwerks einschließlich des Winterdienstes und der laufen-
den Reinigung für einen Zeitraum von zehn Jahren. 

(3) Nach Ablauf dieser Frist übernimmt jeder der beiden Ver-
tragsstaaten die Unterhaltung des auf seinem Hoheitsgebiet 
liegenden Teiles des Bauwerks. Die notwendigen Arbeiten 
stimmen die Vertragsstaaten untereinander ab. Sie können 
vereinbaren, daß einer von ihnen die Aufgaben des Winter-
dienstes, der laufenden Reinigung oder einzelne Unterhal-
tungsarbeiten an dem gesamten Bauwerk gegen Kosten-
erstattung übernimmt. 

Artikel 8 

Betretungsrecht 

(1) Die Bediensteten eines jeden Vertragsstaats und die 
anderen Personen, die am Bau oder an der Unterhaltung der 
Brücke beteiligt sind, dürfen zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
jederzeit die Grenze überschreiten und sich auf jedem Teil der 
Baustelle oder der Brücke aufhalten. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Personen müssen einen 
Nationalpaß oder einen mit Lichtbild versehenen amtlichen 

(2) Les travaux relatifs à l'ouvrage comprennent toutes les 
opérations nécessaires à sa réalisation, y compris les culées 
et les équipements. La République fédérale d'Allemagne se 
charge des études, de l'appel d'offres, de l'adjudication et de 
la surveillance des travaux. L'ouvrage est calculé et construit 
selon les normes et les règlements allemands en vigueur. 

(3) II incombe à chacun des Etats contractants de construire 
les ouvrages et les voies donnant accès au pont sur son propre 
territoire au fur et à mesure de la progression des travaux. 

Article 4 

Répartition des frais 

Les Etats contractants supportent chacun pour moitié les 
frais relatifs aux études, à la construction de l'ouvrage et à la 
surveillance des travaux prévus à l'article 3, paragraphes 1 et 
2, ainsi que les frais d'entretien visés à l'article 7, paragra-
phe 2. 

Article 5 

Libération des emprises de l'ouvrage et 
des terrains nécessaires aux travaux 

Chacun des Etats contractants veille, en temps voulu, sur 
son propre territoire, à ce que les terrains nécessaires à la 
construction du pont soient mis à sa disposition à titre tempo-
raire ou définitif et supporte les frais correspondants. 

Article 6 

Règlement des frais 

(1) La République fédérale d'Allemagne assure le préfinan-
cement. Au fur et à mesure du déroulement des travaux, elle 
établit le décompte des frais qu'elle a engagés et qui sont à la 
charge de la République française conformément à l'article 4. 
Le règlement de ces frais doit intervenir, en principe, dans un 
délai n'excédant pas trois mois à compter de la réception des 
décomptes. 

(2) Tous les règlements sont effectués en monnaie alle-
mande. 

Article 7 

Réception et entretien 

(1) Après achèvement des travaux, la République fédérale 
d'Allemagne procède à la réception de l'ouvrage. La Républi-
que fédérale d'Allemagne remet ensuite à la République fran-
çaise la partie de l'ouvrage qui a été construite en territoire 
français. 

(2) A compter de la date de la réception de l'ouvrage, la 
République fédérale d'Allemagne se charge de l'entretien de 
l'ouvrage et notamment du service hivernal et du nettoiement 
courant pendant une période de dix ans. 

(3) A l'expiration de ce délai, chacun des deux Etats 
contractants prend en charge l'entretien de la partie de 
l'ouvrage située sur son territoire. Ils déterminent d'un 
commun accord les travaux nécessaires. Ils peuvent convenir 
que l'un d'entre eux se charge, contre remboursement des 
frais correspondants, d'assurer le service hivernal, le nettoie-
ment courant ou divers travaux d'entretien de l'ensemble de 
l'ouvrage. 

Article 8 

Droit d'accès 

(1) Les agents de chaque Etat contractant et les autres per-
sonnes participant à la construction ou à l'entretien du pont 
peuvent, pour l'accomplissement de leur tâche, traverser à 
tout moment la frontière et séjourner sur toute partie du chan-
tier ou du pont. 

(2) Les personnes visées au paragraphe 1 doivent être en 
possession d'un passeport national ou d'une carte d'identité 
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Personalausweis mit sich führen. Wenn sie nicht die Staats-
angehörigkeit eines Mitgliedstaats der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft besitzen, müssen sie außerdem die gül-
tige Aufenthaltserlaubnis des Vertragsstaats mit sich führen, 
in dessen Hoheitsgebiet sie ihren Wohnsitz haben. 

(3) Die in Absatz 1 genannten Personen müssen außerdem 
einen Dienstausweis oder eine Bescheinigung des sie 
beschäftigenden Unternehmens mit sich führen, aus der her-
vorgeht, daß sie an den Arbeiten beteiligt sind. 

(4) Die Vertragsstaaten werden Personen, die unter Verlet-
zung dieses Abkommens in das Hoheitsgebiet des anderen 
Vertragsstaats gelangt sind, jederzeit nach den zwischen 
ihnen getroffenen Vereinbarungen formlos zurücküberneh-
men. 

Artikel 9 

Steuer- und Zollbestimmungen 

(1) Jeder Vertragsstaat bewilligt frei von Eingangsabgaben 
die vorübergehende Einfuhr von Fahrzeugen, Geräten, Werk-
zeugen und deren Ersatzteilen, die aus dem freien Verkehr des 
anderen Vertragsstaats stammen, soweit diese für den Bau 
und während des Zeitraums von zehn Jahren für die Unterhal-
tung der Brücke erforderlich sind. Die zuständigen Steuer- und 
Zollbehörden verständigen sich und leisten einander jede not-
wendige Unterstützung bei der Anwendung ihrer Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften. 

(2) a) Abweichend von den Vorschriften des Artikels 2 
Absatz 1 Nummer 7 des Abkommens vom 21. Juli 1959 zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und der Französi-
schen Republik zur Vermeidung der Doppelbesteuerungen 
und über gegenseitige Amts- und Rechtshilfe auf dem Gebiete 
der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen sowie der 
Gewerbesteuern und der Grundsteuern wird der Teil der Bau-
stelle, der von einem in einem der beiden Vertragsstaaten 
ansässigen Unternehmer eingerichtet wurde und im Hoheits-
gebiet des anderen Staates gelegen ist, nicht als „Betrieb-
stätte" im Sinne des genannten Abkommens angesehen. 

b) Außerdem können zur Anwendung der in Artikel 13 
desselben Abkommens genannten Vorschriften die an das auf 
der Baustelle arbeitende Personal ausbezahlten Löhne nur in 
dem Vertragsstaat besteuert  werden, in dem der Lohnempfän-
ger ansässig ist im Sinne des Artikels 2 Absatz 1 Nummer 4 
des genannten Abkommens. 

c) Die Vorschriften nach den Buchstaben a und b wer-
den sinngemäß auf die Unterhaltung des Bauwerks ange-
wandt. 

d) Die Schwierigkeiten, zu denen die Anwendung 
dieses Absatzes Anlaß geben könnte, werden im Rahmen des 
Einigungsverfahrens gelöst, das in Artikel 25 des genannten 
Abkommens vorgesehen ist, oder im Rahmen eines neuen 
Abkommens, das an die Stelle des letzteren treten würde. 

(3) Die Vertragsstaaten werden Geldüberweisungen zwi-
schen den Staaten, die sich aus den Bestimmungen dieses 
Abkommens ergeben, nicht behindern und keine Abgaben 
hierauf erheben. 

Artikel 10 

Die Gemischte Kommission 

(1) Es wird eine deutsch-französische Gemischte Kommis-
sion gebildet. Den Vorsitz in der Kommission führen die Dele-
gationsleiter abwechselnd für jeweils sechs Monate. Die Kom-
mission faßt ihre Beschlüsse im gegenseitigen Einvernehmen. 

(2) Die Gemischte Kommission hat die Aufgabe, Empfehlun-
gen zu folgenden Punkten zu unterbreiten: 

a) Fragen, die sich bei der Durchführung dieses Abkommens 
ergeben, 

officielle munie d'une photographie. Si elles ne sont pas res-
sortissants d'un Etat membre de la Communauté économique 
européenne, elles doivent de plus être en possession d'un titre 
de séjour en cours de validité délivré par l'Etat contractant sur 
le territoire duquel elles ont leur résidence. 

(3) Les personnes visées au paragraphe 1 doivent en outre 
être porteur d'une carte de service ou d'une attestation de 
l'entreprise qui les emploie prouvant qu'elles participent aux 
travaux. 

(4) Aux termes des conventions qu'ils ont conclues, les 
Etats contractants reprennent en charge, sans formalités, à 
tout moment, les personnes qui ont pénétré sur le territoire de 
l'autre Etat en violation du présent Accord. 

Article 9 

Dispositions fiscales et douanières 

(1) Chaque Etat contractant admet temporairement en sus-
pension des taxes applicables à l'importation les véhicules, 
matériels, outillages et leurs pièces de rechange en libre pra-
tique de l'autre Etat contractant pour autant qu'ils sont néces-
saires aux travaux de construction et à l'entretien du pont pen-
dant la période de dix ans. Les administrations fiscales et 
douanières compétentes se concertent et se prêtent toute 
l'assistance nécessaire en vue de l'application de leurs légis-
lations et réglementations nationales. 

(2) a) Par dérogation aux dispositions du paragraphe 1, 
N° 7 de l'article 2 de la Convention entre la République fédé-
rale d'Allemagne et la République française du 21 juillet 1959 
en vue d'éviter les doubles impositions et d'établir des règles 
d'assistance administrative et juridique réciproque en matière 
d'impôts sur le revenu et sur la fortune ainsi qu'en matière de 
contributions des patentes et de contributions foncières, la 
partie du chantier de construction qui a été établie par une 
entreprise résidant dans un des deux Etats contractants, et qui 
est située sur le territoire de l'autre Etat contractant, n'est pas 
considérée comme «établissement stable» au sens de ladite 
convention. 

b) En outre pour l'application des dispositions de l'arti-
cle 13 de ladite convention, les salaires versés au personnel 
travaillant sur le chantier ne peuvent être imposés que dans 
l'Etat contractant où le salarié est résident au sens du para-
graphe 1, N° 4 de l'article 2 de la même convention. 

c) Les dispositions des alinéas a) et b) s'appliquent 
également à l'entretien de l'ouvrage. 

d) Les difficultés auxquelles l'application du présent 
paragraphe pourrait donner lieu seront résolues dans le cadre 
de la procédure d'entente visée à l'article 25 de ladite conven-
tion ou dans celui d'une nouvelle convention qui viendrait s'y 
substituer. 

(3) Les Etats contractants n'opposent aucune entrave et ne 
prélèvent aucune taxe à l'occasion des transferts de fonds 
entre les Etats résultant des dispositions du présent Accord. 

Article 10 

Commission mixte 

(1) Il est constitué une Commission mixte franco-allemande. 
La présidence de la Commission est assurée alternativement 
par les chefs de délégation pour une période de six mois cha-
cun. La Commission arrête ses décisions d'un commun 
accord. 

(2) La Commission mixte est chargée de présenter des 
recommandations concernant les points suivants: 

a) Questions soulevées par l'application du présent Accord, 



Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode 	Drucksache 10/252 

b) Billigung der Abschlagszahlungen und der Zahlungsmoda-
litäten, 

c) Festlegung der Verfahren für die in Artikel 7 vorgesehene 
Übertragung der Unterhaltung nach Ablauf des Zeitraums 
von zehn Jahren, 

d) Koordinierung der Unterhaltungsmaßnahmen, 

e) Schlußabrechnung vor der Übersendung an die Französi-
sche Republik. 

(3) Jede Delegation kann sich von den zuständigen Behör-
den des anderen Vertragsstaats die Unterlagen vorlegen las-
sen, die sie zur Vorbereitung der Empfehlungen der Kommis-
sion für notwendig hält. 

Artikel 11 

Besondere Durchführungsbestimmung 

Für die Ausführung des Bauwerks und dessen Unterhaltung 
gilt als Grenze zwischen den Vertragsstaaten die Mitte der 
Brücke im Sinne des Abkommens vom 30. Januar 1953. 

Artikel 12 

Meinungsverschiedenheiten 

Jede Meinungsverschiedenheit zwischen den Vertragsstaa-
ten über die Auslegung oder Anwendung dieses Abkommens, 
die nicht auf dem Verhandlungsweg beigelegt werden kann, 
wird auf Antrag eines Vertragsstaats unter den in der Anlage 
zu dem Abkommen festgelegten Bedingungen einem Schieds-
gericht vorgelegt, soweit die Vertragsstaaten nicht etwas 
anderes vereinbaren. 

Artikel 13 

Berlin-Klausel 

Dieses Abkommen gilt auch für das Land Berlin, sofern nicht 
die Regierung der Bundesrepublik Deutschland gegenüber der 
Regierung der Französischen Republik innerhalb von drei 
Monaten nach Inkrafttreten des Abkommens eine gegenteilige 
Erklärung abgibt. 

Artikel 14 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation; die Ratifika-
tionsurkunden werden so bald wie möglich in Paris ausge-
tauscht. 

(2) Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des zweiten 
Monats nach Austausch der Ratifikationsurkunden in Kraft. 

Zu Urkund dessen haben die hierzu gehörig befugten Bevoll-
mächtigten dieses Abkommen unterschrieben und mit ihren 
Sieger versehen. 

Geschehen zu Bonn am 6. Dezember 1982 in zwei Urschrif-
ten, jede in deutscher und französischer Sprache, wobei jeder 
Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

b) Approbation des acomptes à verser et des modalités de 
règlement, 

c) Fixation des procédures du transfert d'entretien prévu à 
l'article 7 qui aura lieu à l'expiration de la période de dix 
ans, 

d) Coordination des mesures d'entretien, 

e) Décompte final avant qu'il ne soit transmis à la République 
française. 

(3) Chaque délégation peut se faire présenter par les auto-
rités compétentes de l'autre Etat contractant les pièces qu'elle 
estime nécessaires pour préparer les recommandations de la 
Commission. 

Article 11 

Disposition particulière d'application 

Pour l'exécution de l'ouvrage et son entretien, le milieu du 
pont au sens de l'Accord du 30 janvier 1953 est considéré 
comme étant la frontière entre les Etats contractants. 

Article 12 

Différends 

Tout différend entre les Etats contractants relatif à l'interpré-
tation ou à l'application du présent Accord qui n'a pas pu être 
réglé par voie de négociation est soumis, à la requête de l'un 
d'entre eux, à un Tribunal d'arbitrage dans les conditions 
fixées dans l'Annexe au présent Accord, sauf si les Etats 
contractants en disposent autrement. 

Article 13 

Clause de Berlin 

Le présent Accord s'appliquera également au Land de Ber-
lin, sauf déclaration contraire faite par le Gouvernement de la 
République fédérale d'Allemagne au Gouvernement de la 
République française dans les trois mois qui suivront l'entrée 
en vigueur du présent Accord. 

Article 14 

(1) Le présent Accord sera ratifié; les instruments de ratifi-
cation seront échangés aussi tôt que possible à Paris. 

(2) Le présent Accord entrera en vigueur le premier jour du 
deuxième mois qui suivra l'échange des instruments de ratifi-
cation. 

En foi de quoi les plénipotentiaires, dûment habilités à cet 
effet, ont signé le présent Accord et y ont apposé leur sceau. 

Fait à Bonn, le 6 décembre 1982, en double exemplaire en 
langues allemande et française, les deux textes faisant égale-
ment foi. 

Für die Bundesrepublik Deutschland 

Pour la République fédérale d'Allemagne 

Lautenschlager 

Für die Französische Republik 

Pour la République française 

Henri Froment-Meurice 
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Anlage 

Schiedsgerichtsverfahren 

1. Sofern die Vertragsstaaten nichts anderes vereinbaren, 
wird das Schiedsgerichtsverfahren nach den Bestimmun-
gen dieser Anlage durchgeführt. 

2. Das Schiedsgericht setzt sich aus drei Mitgliedern zusam-
men. Jeder Vertragsstaat benennt einen Schiedsrichter. 
Die beiden so benannten Schiedsrichter einigen sich auf 
einen dritten Schiedsrichter als Vorsitzenden. 

Falls nach Ablauf einer Frist von zwei Monaten nach der 
Bestellung des zweiten Schiedsrichters der Vorsitzende 
des Gerichts nicht benannt wurde, wird der Präsident des 
Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaften auf Er-
suchen der betreibenden Partei diese Ernennung innerhalb 
einer weiteren Frist von zwei Monaten vornehmen. 

3. Falls innerhalb einer Frist von zwei Monaten nach Eingang 
des Antrags einer der beiden Vertragsstaaten der ihm 
obliegenden Ernennung eines Schiedsrichters nicht nach-
gekommen ist, kann der andere Vertragsstaat den Präsi-
denten des Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaf-
ten anrufen, der den Vorsitzenden innerhalb einer neuen 
Frist von zwei Monaten ernennt. Nach seiner Ernennung 
bittet der Vorsitzende des Schiedsgerichts die Partei, die 
keinen Schiedsrichter benannt hat, ihrer Verpflichtung 
innerhalb einer Frist von zwei Monaten nachzukommen. 
Nach Ablauf dieser Frist ruft er den Präsidenten des 
Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaften an, der 
dann die Ernennung innerhalb einer neuen Frist von zwei 
Monaten vornimmt. 

4. Falls in den Fällen der Nummern 2 und 3 der Präsident des 
Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaften verhindert 
ist oder er die Staatsangehörigkeit eines Vertragsstaats 
besitzt, obliegt die Ernennung des Vorsitzenden des 
Schiedsgerichts oder die Ernennung des Schiedsrichters 
dem dienstältesten Kammerpräsidenten des Gerichtshofs, 
der nicht verhindert ist und nicht die deutsche oder franzö-
sische Staatsangehörigkeit besitzt. 

5. Das Schiedsgericht entscheidet nach den Regeln des Völ-
kerrechts und insbesondere nach diesem Abkommen. 

6. Das Schiedsgericht entscheidet sowohl in Verfahrens- als 
auch in materiellen Fragen mit Stimmenmehrheit seiner 
Mitglieder; die Abwesenheit oder die Stimmenthaltung 
eines Mitglieds des Schiedsgerichts, das von den Ver-
tragsstaaten ernannt wurde, hinde rt  das Gericht nicht zu 
entscheiden. Bei Stimmengleichheit ist die Stimme des 
Vorsitzenden ausschlaggebend. 

Die Entscheidungen des Schiedsgerichts sind für die Ver-
tragsstaaten bindend. Die Gerichtskosten werden zu glei-
chen Teilen von den Vertragsstaaten getragen. Das 
Schiedsgericht regelt sein Verfahren selbst. 

Annexe 

Arbitrage 

1. A moins que les Etats contractants n'en conviennent autre-
ment, la procédure d'arbitrage est conduite conformément 
aux dispositions de la présente Annexe. 

2. Le Tribunal arbitral est composé de trois membres. Chacun 
des Etats contractants nomme un arbitre. Les deux arbitres 
ainsi nommés désignent d'un commun accord le troisième 
arbitre qui assume la présidence du Tribunal. 

Si au terme d'un délai de deux mois à compter de la 
désignation du deuxième arbitre, le Président du Tribunal 
n'a pas été désigné, le Président de la Cour de Justice des 
Communautés européennes, à la requête de la Partie la 
plus diligente procède à sa désignation dans un nouveau 
délai de deux mois. 

3. Si dans un délai de deux mois après la réception de la 
requête, l'un des Etats contractants n'a pas procédé à la 
désignation qui lui incombe d'un membre du Tribunal, 
l'autre Etat contractant peut saisir le Président de la Cour 
de Justice des Communautés européennes qui désigne le 
Président du Tribunal arbitral dans un nouveau délai de 
deux mois. Dès sa désignation, le Président du Tribunal 
arbitral demande à la Partie qui n'a pas nommé d'arbitre de 
satisfaire à son obligation dans un délai de deux mois. 
Passé ce délai, il saisit le Président de la Cour de Justice 
des Communautés européennes qui procède à cette nomi-
nation dans un nouveau délai de deux mois. 

4. Si dans les cas visés aux paragraphes 2 et 3 le Président 
de la Cour de Justice des Communautés européennes se 
trouve empêché ou s'il possède la nationalité de l'un des 
Etats contractants, la désignation du Président du Tribunal 
arbitral ou la nomination de l'arbitre incombe au Président 
de chambre de la Cour le plus ancien qui ne se trouve pas 
empêché et qui ne possède ni la nationalité allemande ni la 
nationalité française. 

5. Le Tribunal arbitral décide selon les règles du droit interna-
tional et en particulier du présent Accord. 

6. Les décisions du Tribunal arbitral tant sur la procédure que 
sur le fond, sont prises à la majorité des voix de ses mem-
bres; l'absence ou l'abstention d'un des membres du Tribu-
nal désigné par les Etats contractants n'empêche pas le 
Tribunal de statuer. En cas de partage égal des voix, la voix 
du Président est prépondérante. 

Les décisions du Tribunal sont obligatoires pour les Etats 
contractants. Les frais du Tribunal sont partagés à égalité 
entre les Etats contractants. Le Tribunal arbitral règle lui-
même sa procédure. 
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Denkschrift zu dem Abkommen 

I. Allgemeines 
Zur Verbesserung der gegenseitigen Straßenverbin-
dungen haben die Bundesrepublik Deutschland und die 
Französische Republik am 6. Dezember 1982 das 
Abkommen über den Bau einer Straßenbrücke über den 
Rhein zwischen Sasbach und Marckolsheim geschlos-
sen. Durch den Bau der Straßenbrücke soll ein Engpaß 
im grenzüberschreitenden Verkehr zwischen Baden

-

Württemberg und Frankreich möglichst kurzfristig 
beseitigt werden. Die Straßenbrücke ersetzt die bishe-
rige Schiffsbrücke, die nur im Einbahnverkehr (Ampelre-
gelung) und nur von Fahrzeugen bis zu 10 t zulässigem 
Gesamtgewicht befahren werden darf. Sie verbindet die 
französische Departementstraße CD 424 mit der 
baden-württembergischen Landesstraße L 117. Die 
Bauarbeiten werden voraussichtlich 1985 abgeschlos-
sen. Der Ministerrat des Landes Baden-Württemberg 
hat am 24. November 1982 dem Abschluß des Staats-
vertrages zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Französischen Republik zugestimmt. 

Der Staatsvertrag berücksichtigt das deutsch-französi-
sche Regierungsabkommen vom 30. Januar 1953 über 
die festen Brücken und Fähren über den Rhein an der 
deutsch-französischen Grenze (s. Anlage). Dieses 
Regierungsabkommen enthält grundlegende Bestim-
mungen über die Eigentumsverhältnisse und die 
Kostentragung bei allen Grenzbrücken. 

II. Besonderes 
Artikel 1 legt den Gegenstand des Abkommens, den 
Bau der Straßenbrücke über den Rhein zwischen Sas

-

bach und Marckolsheim, fest. 

Artikel 2 bestimmt den Standort und die Abmessun-
gen der Brücke. 

Artikel 3 weist die Ausführung der für den Bau der 
Brücke notwendigen Arbeiten der Bundesrepublik 
Deutschland zu. Innerstaatlich übernimmt das Land 
Baden-Württemberg die Durchführung der Bauarbeiten, 
da sich die Pflicht zum Bau der Straßenbrücke auf 
deutscher Seite aus der gesetzlich geregelten Straßen-
baulast des Landes Baden-Württemberg ergibt. 

Art ikel 4 sieht vor, daß die Vertragsstaaten die Kosten 
für den Bau und die Unterhaltung der Straßenbrücke je 
zur Hälfte tragen. Auf deutscher Seite übernimmt die 
Kosten das Land Baden-Württemberg, da es inner-
staatlich die Baulast für die Landesstraße trägt. 

Artikel 5 verpflichtet die Vertragsstaaten zum recht

-

zeitigen Grunderwerb auf ihrem Hoheitsgebiet. Auch 
diese Verpflichtung trifft das Land Baden-Württemberg. 

Artikel 6 weist die Vorfinanzierung dem Vertragsstaat 
zu, der die Bauausführung übernommen hat. Auf deut-
scher Seite erfüllt diese Verpflichtung das Land Baden

-

Württemberg. 

Artikel 7 regelt die Unterhaltung des Bauwerks. Der 
Vertragsstaat, der die Bauausführung übernommen hat, 
muß das Bauwerk zehn Jahre lang — Dauer der Gewähr-
leistungsfrist nach französischem Recht — unterhalten. 
Nach Ablauf der Zehnjahresfrist übernimmt jeder Ver-
tragsstaat die Unterhaltung des auf seinem Hoheits-
gebiet liegenden Teils des Brückenbauwerks. 

Artikel 8 regelt, unter welchen Voraussetzungen die 
Bediensteten der Vertragsstaaten und die anderen Per-
sonen, die am Bau oder an der Unterhaltung der Brücke 
beteiligt sind, die Grenze überschreiten und sich auf der 
Baustelle oder der Brücke aufhalten dürfen. 

Artikel 9 berücksichtigt, daß mit der Brücke ein grenz-
überschreitendes Bauwerk errichtet wird. Die Steuer-
und Zollbestimmungen sollen die Durchführung der 
Bauarbeiten und die Unterhaltung der Brücke erleich-
tern. 

Artikel 10 dient der einverständlichen Vertragsab-
wicklung. In der Gemischten Kommission sollen Vertre-
ter beider Vertragsstaaten gemeinsam bestimmte nach 
dem Abkommen notwendige Maßnahmen und Entschei-
dungen vorbereiten. 

Artikel 11 soll die Ausführung der Bauarbeiten und der 
späteren Unterhaltungsarbeiten dadurch erleichtern, 
daß angenommen wird, die Grenze zwischen den beiden 
Vertragsstaaten verlaufe in der Mitte der Brücke. Diese 
Fiktion erleichtert insbesondere die Anwendung des 
Steuer- und Zollrechts. 

Die Grenze im Rhein ist beweglich; sie folgt dem Talweg 
des Rheins. Der genaue Grenzverlauf auf der Brücke 
könnte daher nur mit größerem Verwaltungsaufwand 
festgestellt werden. Die Vorbereitungen für einen Ver-
trag mit Frankreich über den Grenzverlauf im Rhein und 
auf seinen Brücken, durch den diese Schwierigkeiten 
ausgeräumt werden sollen, sind noch nicht abgeschlos-
sen. 

Artikel 12 enthält in Verbindung mit der Anlage die 
übliche Schiedsklausel. 

Artikel 13 enthält die Berlin-Klausel. 

Artikel 14 legt den Zeitpunkt des Inkrafttretens des 
Abkommens nach Austausch der Ratifikationsurkunden 
fest. 

Die Anlage  regelt im Anschluß an Artikel 12 die Einzel-
heiten des Schiedsverfahrens. 
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Anlage zur Denkschrift 

Abkommen 
über die festen Brücken und Fähren über den Rhein 

an der deutsch-französischen Grenze 
vom 30. Januar 1953 

Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

vertreten durch 

den Bundesminister für Verkehr, 
Herrn Dr. Ing. Hans-Christoph Seebohm, 

und 

die Regierung der Französischen Republik 

vertreten durch 

den Minister für öffentliche Arbeiten, 
Transport und Reiseverkehr, 

Herrn André Morice, 

überzeugt von der Notwendigkeit, die Fragen der Ver-
kehrsverbindungen über den Rhein zu regeln, 

und von dem Wunsche beseelt, die Fragen des Wieder-
aufbaus oder Neubaus der Brücken zu lösen, 

haben Folgendes vereinbart: 

Artikel 1 

In diesem Abkommen wird mit „Stromüberbauten" die 
Gesamtheit der vollständigen Überbauten zwischen den 
das Korrektionsbett des Rheins unmittelbar begrenzenden 
Pfeilern oder Widerlagern bezeichnet. 

Mit „Brücke" wird die Gesamtheit der Stromüberbau-
ten und ihrer Pfeiler und Widerlager bezeichnet. 

Mit „Mitte der Brücke" wird die Mitte der Gesamtheit 
der Stromüberbauten, gemessen zwischen den stromseiti-
gen Fluchten der das Korrektionsbett des Rheins unmit

-

telbar begrenzenden Pfeiler oder Widerlager, bezeichnet. 

Artikel 2 

Die vertragsschließenden Teile tragen die Kosten für 
den Neubau oder die Wiederherstellung der festen Brük-
ken über den Rhein je zur Hälfte. 

Bei jeder Brücke wird die Mitte der Brücke als Eigen-
tumsgrenze angenommen. Der westlich dieser Linie gele-
gene Teil der Brücke wird Eigentum Frankreichs, der 
östlich dieser Linie gelegene Teil Eigentum Deutschlands 
sein. 

Die deutsche und die französische Seite tragen die 
Kosten für die Unterhaltung und Erneuerung der ihnen 
jeweils gehörenden Teile. Zwischen der deutschen und 
der französischen Verwaltung werden Vereinbarungen 
abgeschlossen, mit dem Ziel, eine der beiden Verwaltun-
gen allein mit der Unterhaltung und Erneuerung eines 
Bauwerks oder mit der Ausführung einer bestimmten 
Arbeit an einem Bauwerk zu beauftragen, ohne die Ver-
teilung der Kosten, welche sich aus der Aufteilung der 
Unterhaltungs- und Erneuerungslasten ergibt, zu berüh-
ren. 

Artikel 3 

Die vertragsschließenden Teile erkennen an, daß eine 
Wiedereinrichtung von Schiffsbrücken über den Rhein, 
soweit er von der Rheinschiffahrt benützt wird, nicht 

wünschenswert ist. Erforderlichenfalls können Fähren 
eingerichtet werden. 

Unter dem Vorbehalt der Bestimmungen des Artikels 5 
letzter Absatz Satz 1 gehört jede Fähre einschließlich der 
Landschwellen, der Landhebeständer und das bei Hoch-
wasser zur Verlängerung der Brückenzufahrten dienende 
gesamte Zubehör und alle sonstigen Einrichtungen, insbe-
sondere die Haltepfähle, Pylonen und Landverankerun-
gen ganz dem einen oder dem anderen vertragsschließen-
den Teil. 

Die Zahl der jeder Seite als Eigentum zugeteilten Fäh-
ren wird nach Möglichkeit die gleiche sein. 

Jeder der vertragsschließenden Teile trägt die Kosten 
für den Bau, die Unterhaltung und den Betrieb der ihm 
zugeteilten Fähren. Der Frage der Regelung der infolge 
der Durchführung des großen elsässischen Seitenkanals 
gegebenenfalls eintretenden Rückwirkungen wird nicht 
vorgegriffen. 

Vorbehaltlich abweichender Vereinbarungen zwischen 
den vertragsschließenden Teilen wird für die Benutzung 
der Fähren kein Fährgeld erhoben, 

Artikel 4 

Unter dem Vorbehalt der in diesem Abkommen vorge-
sehenen besonderen Bestimmungen wird Folgendes ver-
einbart: 

1. Der Ausgleich des Überschusses der bereits von 
Frankreich geleisteten Ausgaben über diejenigen hin-
aus, die ihm in Anwendung des Artikels 2 dieses 
Abkommens auferlegt worden wären, wird dadurch 
herbeigeführt, daß Deutschland unter den Bedingungen 
des diesem Abkommen beigefügten Protokolls Nr. 1 
die gesamten Ausgaben übernimmt, die für den Aus-
bau der Dauerbehelfs-Eisenbahnbrücke Chalampé-Neu-
enburg in eine endgültige Brücke, für den Bau der 
endgültigen Eisenbahnbrücke Straßburg-Kehl und für 
den Bau der endgültigen Straßenbrücken Straß-
burg-Kehl und Breisach einschließlich des Abbaus und 
der Entfernung der bestehenden Behelfsbrücken, sowie 
der Entfernung der dazu gehörenden Pfeiler und der 
Fertigstellung der Räumungsarbeiten entstehen. 
Jedoch werden die technischen Risiken, die durch 
Bauschwierigkeiten entstehen, von beiden Vertrags-
partnern je zur Hälfte getragen. Zur Durchführung 
dieser Bestimmung wird die deutsche Verwaltung 
gegebenenfalls die im Protokoll Nr. 2 festgelegten 
Berechnungen anstellen. Falls ein Risiko zu teilen ist, 
werden beide Vertragsparteien gemeinsam einen Weg 
suchen, der es Frankreich ermöglicht, die zu seinen 
Lasten gehenden Auslagen in Sachleistungen für ein 
diesem Abkommen zugrunde liegendes Bauvorhaben zu 
leisten. 

Wenn es für notwendig befunden werden sollte, die 
lichte Höhe unter der vorhandenen Behelfsstraßen

-

brücke Straßburg-Kehl zu vergrößern, werden die 
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Arbeiten für die Hebung der Brücke von Deutschland 
ausgeführt unter Ubernahme der dabei entstehenden 
Kosten. 

Der „Wendling-Seibert"-Uberbau der Dauerbehelfs-
Straßenbrücke Straßburg-Kehl, das ,,Bonnet-Schnei-
der''-Gerät und die anderen Uberbauten der Behelfs-Ei-
senbahnbrücke Straßburg-Kehl, die sogenannten 

,,Arromanches"-Uberbauten der Behelfs-Straßenbrücke 
Breisach, die Behelfs-Uberbauten der Eisenbahnbrücke 
Chalampé-Neuenburg und das Bailey-Gerät, die in den 
z. Z. vorhandenen Bauwerken eingebaut sind, bleiben 
im Eigentum von Frankreich und werden ihm beim 
Abbau dieser Bauwerke zurückgegeben, ohne daß 
durch diese Sonderbestimmung die Teilung der Unter-
haltskosten während der Dauer des Bestehens der 
betreffenden Behelfsbauten geändert wird. Der Wert 
dieser Geräte wurde bei der Zusammenstellung der 
bereits geleisteten Ausgaben nicht in Anrechnung 
gebracht. 

2. Für jedes nach Unterzeichnung dieses Abkommens zu 
erbauende oder wiederherzustellende Bauwerk werden 
die Grundlagen der Entwürfe sowie der Bauprogramme 
und, soweit nicht nach Abs. 4 Deutschland die Baulei-
tung hat, auch die Art der Zuschlagserteilung durch 
eine Vereinbarung zwischen den zuständigen techni-
schen Verwaltungen der beiden Vertragsparteien fest-
gelegt. 

3. Bei den endgültigen Straßenbrücken Breisach und 
Straßburg-Kehl sowie den Eisenbahnbrücken Straß-
burg-Kehl und Chalampé-Neuenburg werden die 
Hauptmerkmale der Bauwerke (Länge, Breite, Anzahl 
der Pfeiler, Tragfähigkeit, Ausführungsbestimmungen) 
annähernd denen entsprechen, die den Kostenanschlä-
gen der Bauwerke zur Ermittlung des in Ziffer 1 dieses 
Artikels vorgesehenen Ausgleichs zugrunde lagen 
und in dem Protokoll Nr. 1 aufgeführt sind, das diesem 
Abkommen beigefügt ist. 

Für den Fall, daß in gemeinsamer Ubereinkunft ent-
schieden werden sollte, für ein oder mehrere Bauvor-
haben die technischen Bestimmungen wesentlich zu 
ändern, werden die Ausgaben, die gegebenenfalls 
zusätzlich entstehen, durch die beiden vertragsschlie-
ßenden Teile je zur Hälfte getragen. 

4. Die Bauleitung für die in vorstehender Ziffer 1 vorge-
sehenen Arbeiten erfolgt durch Deutschland. Die fran-
zösischen Unternehmen können zur Abgabe von Ange-
boten zugelassen werden, wobei die deutsche Seite sie 
dem allgemeinen deutschen Recht, insbesondere dem 
Devisen- und Steuerrecht, unterwerfen kann. 

Es wird gleichwohl festgelegt, daß der Abbau des 
Bonnet-Schneider-Geräts der Behelfs-Eisenbahnbrücke 
Straßburg-Kehl auf alle Fälle durch die französischen 
Militärbehörden durchgeführt wird. 

Artikel 5 

Folgende vorhandene Fähren sind zu verteilen: 
— die Fähre Hüningen-Weil 
-- die Fähre Chalampé-Neuenburg 
— die Fähre Rheinau-Kappel 
— die Fähre Seltz-Plittersdorf 

Die Fähren Hüningen-Weil und Chalampé-Neuenburg 
werden Eigentum Deutschlands. Das Eigentum wird zu 
einem Zeitpunkt übertragen, der durch Vereinbarung zwi-
schen den beteiligten Verwaltungen festgesetzt wird, spä-
testens 6 Monate nach Unterzeichnung dieses Abkom-
mens. 

Die Fähren Rheinau-Kappel und Seltz-Plittersdorf sind 
Eigentum Frankreichs. 

Jede Anderung in der Zahl der Fähren macht eine neue 
Vereinbarung über die Verteilung der Betriebs- und 
Unterhaltungskosten der dann in Betrieb befindlichen 
Fähren zwischen den vertragsschließenden Teilen notwen-
dig. 

Es wird festgestellt, daß die von Frankreich geleisteten 
Ausgaben für den Bau der beiden Deutschland zugeteil-
ten Fähren durch den Pauschalausgleich, der in Artikel 4 
Ziffer 1 genannt ist, gedeckt sind. 

Die Teile der Fähre Chalampé-Neuenburg, die aus 
französischem Militärgerät bestehen, und deren Wert in 
der Zusammenstellung der bereits geleisteten Ausgaben 
nicht enthalten ist, bleiben auf jeden Fall Eigentum der 
französischen Armee und werden Gegenstand eines Miet-
vertrages bilden. Sollte die französische Armee dieses 
Gerät zurücknehmen, was sie vor Fertigstellung der 
Staustufe Fessenheim, außer im Falle höherer Gewalt, 
nicht beabsichtigt, würde es Aufgabe der Bundesregie-
rung sein, die Anlagen unverzüglich und auf ihre Kosten 
wieder zu vervollständigen. 

Artikel 6 

Unter Vorbehalt des Frankreich zuerkannten Rücknah-
merechts für das in Artikel 4 Ziffer 1 Absatz 3 aufge-
führte Gerät wird bestimmt: 

1. In den auf die Unterzeichnung des vorliegenden 
Abkommens folgenden zwei Monaten werden: 
a) das östliche Widerlager und der östliche Pfeiler der 

ehemaligen Eisenbahnbrücke Hüningen-Weil, die 
auf deutschem Hoheitsgebiet liegen, Deutschland 
übergeben, 

b) der östliche Teil der Behelfs-Straßenbrücke Brei-
sach, von der Mitte der Brücke gerechnet, Deutsch-
land übergeben, 

c) der östliche Teil der Dauerbehelfs-Straßenbrücke 
Straßburg-Kehl, von der Mitte der Brücke gerech-
net, Deutschland und der westliche Teil Frankreich 
übergeben, 

d) der östliche Teil der Eisenbahnbrücke Roppen-
heim-Wintersdorf von der Mitte der Brücke gerech-
net, Deutschland übergeben. 

2. Weil der Wertausgleich an Frankreich für die von ihm 
bereits geleisteten Vorleistungen erst bei den künfti-
gen Brückenneubauten durchgeführt wird, und weil die 
Uberbauten der Eisenbahnbrücke Straßburg-Kehl 
Eigentum der französischen Armee sind, ohne daß der 
Wert dieser Uberbauten bei der Berechnung der bisher 
geleisteten Ausgaben berücksichtigt wurde, werden: 
a) die Ubergabe der östlichen Hälfte der Eisenbahn-

brücke Chalampé-Neuenburg an Deutschland erst 
bei Fertigstellung des Umbaues dieses Bauwerkes 
in eine endgültige Brücke vollzogen, 

b) die Uberbauten der Behelfs-Eisenbahnbrücke Straß-
burg-Kehl Eigentum Frankreichs bleiben, 

c) der östliche Pfeiler und das östliche Widerlager der 
Eisenbahnbrücke Straßburg-Kehl Deutschland über-
geben, wenn die erste Fahrbahn der neuen Brücke 
fertiggestellt ist. 

Artikel 7 

Die Ubergabe von Bauwerken oder von Teilen von 
Bauwerken wird Gegenstand von Niederschriften sein, 
die in zweifacher Ausfertigung in deutscher und französi-
scher Sprache von den Vertretern der beteiligten Verwal-
tungen aufgestellt und von ihnen an ihre Regierungen 
weitergeleitet werden. 

Artikel 

(1) Die vertragsschließenden Teile erkennen die Not-
wendigkeit an, den Bau der Eisenbahnbrücke Straß- 
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burg-Kehl beschleunigt durchzuführen. Ein erster einglei-
siger Überbau dieser Brücke ist, wenn möglich vor Ende 
des Jahres 1954 fertigzustellen. Der Bau des zweiten 
Uberbaues und die Arbeiten für die Hebung und Fertig-
stellung sind nach den Bedingungen auszuführen, die in 
dem Protokoll Nr. 1 niedergelegt sind, das diesem 
Abkommen beigefügt ist. 

(2) Die vertragsschließenden Teile werden bestrebt 
sein, die übrigen unter Artikel 4 Ziffer 1 genannten 
Arbeiten in einem Zeitraum von 10 Jahren nach Unter

-

zeichnung dieses Abkommens auszuführen. Innerhalb die-
ser Frist werden die beiden vertragsschließenden Teile in 
gemeinsamer Ubereinkunft die Ausführungszeiten festle-
gen. Die Straßenbrücke bei Kehl wird zuerst gebaut 
werden. 

Artikel 9 

Vorbehaltlich abweichender Vereinbarungen, die ent-
weder zwischen den beiden Regierungen oder zwischen 
den beiden Eisenbahnverwaltungen, mit der Zustimmung 
der Regierungen, soweit eine solche von der interessier-
ten Regierung für notwendig gehalten wird, geschlossen 
werden, bildet auf den Eisenbahnbrücken die Eigentums-
grenze für die Eisenbahnverwaltungen der vertragssdilie-
ßenden Teile den Ausgangspunkt der Frachtberechnungs-
entfernungen. Frachtzuschläge für fiktive Tarifentfernun-
gen auf einer Brücke, deren Besitz hälftig geteilt ist, 
können nur durch Vereinbarungen zwischen den Eisen-
bahnverwaltungen eingeführt werden. 

Artikel 10 

Die Bestimmungen des Vertrages vom 2. April 1951 
zwischen 

der Baudirektion, Abteilung Straßen, in Freiburg 
und 

dem Service de la Navigation in Straßburg 

über den Bau der derzeitigen Dauerbehelfs-Straßenbrücke 
Straßburg-Kehl und den Abbau der im Anschluß an 

diesen Bau außer Betrieb gesetzten Behelfsbrücken behal-
ten Gültigkeit, soweit sie zu den Bestimmungen des 
vorliegenden Abkommens nicht in Widerspruch stehen. 

Es wird festgestellt, daß die im Artikel 15 des Vertra-
ges vom 2. April 1951 erwähnte Ausgleichszahlung 
durch die Kontenbereinigung gelöscht ist, die durch den 
in Artikel 4 vorgesehenen Ausgleich vollzogen wird. 

Artikel 11 

Die Bestimmungen dieses Abkommens beziehen sich 
sowohl auf die Behelfsbrücken als auch auf die endgülti-
gen Brücken. Sie beziehen sich nicht auf Brücken, 
Schiffsbrücken und Fähren, die auf das ausschließliche 
Verlangen der Militärbehörden hergestellt sind oder noch 
hergestellt werden. 

Artikel 12 

Streitigkeiten oder Meinungsverschiedenheiten über 
die Anwendung und Auslegung dieses Abkommens wer-
den, vorbehaltlich abweichender Vereinbarung, in jedem 
Fall der Entscheidung von zwei Schiedsrichtern unter-
breitet, wobei jeder der vertragsschließenden Teile einen 
Schiedsrichter ernennt. 

Können die Schiedsrichter nicht innerhalb einer Frist 
von 4 Monaten, nachdem eine Partei das Schiedsgericht 
angerufen hat, zu einer einheitlichen Entscheidung kom-
men, werden sie gemeinsam einen Obmann berufen, der 
wed er deutscher noch französischer Staatsangehöriger 
ist. Wird dieser nicht innerhalb einer weiteren Frist von 2 
Monaten berufen, so kann jede Partei den Präsidenten 
des Gerichtshofes der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl um die Ernennung des Obmanns 
bitten. 

Das Schiedsgericht bestimmt selbst sein Verfahren. 

Artikel 13 

Dieses Abkommen tritt am Tage seiner Unterzeichnung 
in Kraft. 

ZU URKUND DESSEN haben der Vertreter der Regie-
rung der Bundesrepublik Deutschland und der Vertreter 
der Regierung der Französischen Republik, ordnungsge- 
mäß hierzu ermächtigt, dieses Abkommen unterzeichnet. 

Gefertigt in zwei Exemplaren in deutscher und franzö-
sischer Sprache. 

Paris, den dreißigsten Januar 1953 

Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
Seebohm 

Für die Regierung der Französischen Republik 
Morice 
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Protokoll 1 

Anlage zum Abkommen vom 30. Januar 1953 
Ober die festen Brücken und Fähren über den Rhein 

an der deutschfranzösischen Grenze 

Technische und finanzielle Bestimmungen 
für den Bau der geplanten Brücken 

A) Bau der Straßenbrücken 

1. Straßenbrücke Straßburg-Kehl 

Die endgültige Straßenbrücke Straßburg-Kehl wird 
oberhalb der jetzigen Staßenbrücke gebaut werden. 
Die Summe ihrer Spannweiten beträgt 240 bis 250 m. 
Die Fahrbahn ist 9 m breit, die Gehwege haben eine 
Breite von je 3,00 m. Die lichte Höhe der Schiffahrts-
öffnung soll dem von der Zentralkommission für die 
Rheinschiffahrt festgesetzten Maß entsprechen. 

Die Schiffahrtsöffnung hat eine Breite von minde-
stens 90 m. Die Brücke soll nach der schwersten deut-
schen Straßenklasse (Klasse 60 der DIN 1072) be-
messen werden; sie soll auch das Uberfahren eines 
Militärfahrzeuges der Klasse 100 (MEXE) gestatten. 

Der Abbau der jetzigen Behelfsbrücke erfolgt nach 
Fertigstellung der endgültigen Brücke. Derselbe er-
streckt sich .auf die Uberbauten und die Pfeiler, nicht 
aber auf die Widerlager, die beibehalten werden. 

Der bei der Unterzeichnung des Abkommens nach dem 
Wert von 1949 aufgestellte Kostenüberschlag für die 
Bauarbeiten beträgt: 

Bau der neuen Brücke: 	365 Millionen ffrs 
Abbruch der Überbauten und der 
Pfeiler der jetzt vorhandenen Brücke 30 Millionen ffrs 

insgesamt: 	 395 Millionen ffrs 

2. Straßenbrücke Breisach 

Der Bau einer endgültigen Straßenbrücke in Breisach 
sieht die Verwendung der Pfeiler und Widerlager der 
ehemaligen Eisenbahnbrücke unter der Voraussetzung 
vor, daß diese Auflager kostenlos von der Eisenbahn 
überlassen werden. 

Falls diese Auflager zum Bau einer neuen Eisenbahn-
brücke verwendet werden sollten, werden die vertrags-
schließenden Teile miteinander die Bauweise der end-
gültigen Straßenbrücke und die Verteilung der zu-
sätzlichen Kosten beraten. 

Die Gesamtlänge der Brücke verteilt sich auf 3 Über-
bauten von jeweils 73 m. Die über den Ufern befind-
lichen Uberbauten können durch Dammschüttungen 
ersetzt werden, jedoch unter Berücksichtigung der 
möglichen Erhaltung des Wasserversorgungsgrabens 
von Breisach auf dem linken Ufer; im übrigen sind 
sie nicht Gegenstand dieses Abkommens. 

Die Fahrbahn ist 7 m breit, die Breite der Gehwege 
beträgt je 1,50 m. 

Die Brücke soll nach der schwersten deutschen Stra-
ßenklasse (Klasse 60 der DIN 1072) bemessen werden; 
sie soll auch das Uberfahren eines Militärfahrzeuges 
der Klasse 80 (MEXE) gestatten. 

Während des Baues der neuen Brücke muß der Stra-
ßenverkehr weiter möglich sein. 

Die jetzige Straßenbrücke ist abzubrechen. 

Der bei Unterzeichnung des Abkommens nach dem 
Wert von 1949 aufgestellte Kostenüberschlag für die 
Bauarbeiten beträgt: 

Bau der neuen Brücke: 	125 Millionen ffrs 
Abbruch der jetzigen Brücke 
und Aufrechterhaltung des 
Verkehrs während des Baues 	50 Millionen ffrs 

insgesamt: 	 175 Millionen ffrs 

3. Zusammenstellung für die Straßen-
brücken 

Die für den Bau der Straßenbrücken nach dem Wert 
von 1949 errechneten Gesamtausgaben betragen 570 
Millionen ffrs. 

B) Bau der Eisenbahnbrücken 

1. Eisenbahnbrücke Straßburg-Kehl 

Die endgültige Eisenbahnbrücke Straßburg-Kehl wird 
für 2 Gleise an Stelle der jetzigen Behelfsbrücke ge-
baut. Die Entfernung zwischen den Widerlagern be-
trägt rd. 240 m. Die Stützweiten der Uberbauten in 
der Reihenfolge von West nach Ost betragen etwa 

75m, 75m und 90m. 

Die Brücke besteht aus zwei eingleisigen eisernen 
Uberbauten; jeder Uberbau besteht aus Fachwerk-
trägern mit oberem Windverband. Sie lagern auf dem 
erhaltenen westlichen Widerlager, einem neuen Pfei-
ler, einem erhaltenen Pfeiler und dem östlichen erhal-
tenen Widerlager. 
Die Brücke muß das Befahren mit den in jedem der 
beiden Länder zugelassenen schwersten Lastenzügen 
gestatten. Für die Berechnung und die konstruktive 
Durchbildung sollen die Vorschriften der Deutschen 
Bundesbahn Anwendung finden. 
Ein erster Überbau für ein Gleis soll nach dem Be-
schluß der Zentralkommission für die Rheinschiffahrt 
vom 15. Dezember 1952 so gebaut werden, daß die 
Durchfahrtshöhe der der oberhalb liegenden Behelfs-
straßenbrücke entspricht. Die Arbeiten sollen 1953 an-
gefangen und nach Möglichkeit vor Ende 1954 beendet 
werden. 

Die Herstellung des zweiten Uberbaues und die He-
bung des ersten Uberbaues werden dann in einer 
angemessenen Frist durchgeführt werden. 

Die endgültige lichte Höhe des Bauwerks soll der von 
der Zentralkommission für die Rheinschiffahrt fest-
gelegten entsprechen. 

Der Abbau der gegenwärtigen Behelfsbrücke wird 
gleich nach Inbetriebnahme des ersten eingleisigen 
Uberbaus der neuen Brücke durchgeführt werden. Die-
set Abbau erstreckt sich auch auf die behelfsmäßigen 
Stützen und auf die nicht wiederzuverwendenden 
Pfeiler. 

Die Räumung des Rheins wird zu Ende geführt. 

Der bei der Unterzeichnung des Abkommens nach dem 
Wert von 1949 aufgestellte Kostenanschlag für die 
Bauarbeiten beträgt: 

Bau der neuen Brücke 
(einschließlich Hebung und Abbau 
der Pfeiler und Joche 
der alten Brücke) 	 477 Millionen ffrs 
Abbau der behelfsmäßigen 
Uberbauten 	 11 Millionen ffrs 
Räumung des Strombettes 	10 Millionen ffrs 

zusammen: 	 498 Millionen ffrs 
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2. Eisenbahnbrücke Chalampé-Neuen-
burg 

Die eingleisige Dauerbehelfsbrücke bei Chalampé-
Neuenburg wird unter Aufrechterhaltung des Betriebes 
in eine endgültige eingleisige Brücke umgewandelt 
werden. 

Dieser Umbau umfaßt: 
— den Bau eines endgültigen Uberbaues von rund 

72 m Stützweite westlich von der Mittelöffnung als 
Ersatz für die gegenwärtigen Behelfsüberbauten; 

— den Bau eines Widerlagers, das als westliche Auf-
lagerung dieses Uberbaus dient; 

— den Umbau des ersten östlichen Pfeilers außerhalb 
des Flußbettes in ein Widerlager. 

Das System des endgültigen 72 m langen Uberbaus soll 
dem System des noch bestehenden Uberbaus östlich 
der Mittelöffnung entsprechen. 

Der neue Überbau muß für das Befahren mit dem 
leichten französischen Lastenzug (mit Achsdrücken 
von 20 t) und dem leichten deutschen Lastenzug be-
rechnet werden. 

Für die Berechnung und die konstruktive Durchbildung 
sollen die Vorschriften der Deutschen Bundesbahn An-
wendung finden. 

Die Kosten für diese Arbeiten wurden bei der Unter-
zeichnung des Abkommens nach dem Wert von 1949 
auf 54 Millionen ffrs veranschlagt. 

3. Zusammenstellung für die Eisenbahn

-

Brücken: 

Für die endgültigen Eisenbahnbrücken werden die Ko-
sten nach dem Werte von 1949 auf rd. 552 Millionen 
ffrs veranschlagt. 

C) Gesamtzusammenstellung 

Bauwerk 	
Kosten in Mio firs 

je Bauwerk 	zusammen 

1. Eisenbahnbrücke 
Straßburg-Kehl 	 498 	498 

2. Straßenbrücke 
Straßburg-Kehl 	 395 	893 

3. Straßenbrücke 
Breisach 	 175 	1 068 

4. Eisenbahnbrücke 
Chalampé-Neuenburg 	54 	1 122 

Die Kostenanschläge wurden bei der Unterzeichnung des 
Abkommens nach dem Wert von 1949 aufgestellt. 

par.Morice 	 par.Seebohm 

Protokoll 2 

Anlage zum Abkommen vom 30. Januar 1953 
fiber die festen Brücken und Fähren  über den Rhein 

an der deutsch-französischen Grenze 
Verfahren zur Berechnung des Baurisikos 

nach Art. 4 Abs. 1 

Bezeichnungen: 

M = Ausgaben eines Jahres in DM für alle unter den 
Ausgleich fallende Bauvorhaben 

M0  = Ausgaben wie vor, auf den Preisstand von 1949 
umbewertet 

SM0  = Summe aller Werte M0 für alle Bauvorhaben in 
DM 

V = Gesamtkostenschätzung der Bauvorhaben nach 
Protokoll 1 nach dem Preisstand von 1949 in ffrs 

R0 = Höhe des Baurisikos, das beide Teile hälftig tra- 
gen, nach dem Preisstand von 1949 in DM 

R 	= wie vor, jedoch nach dem Preisstand zum Zeit- 
punkt der Leistung 

A = Das arithmetische Mittel der monatlichen oder 
vierteljährlichen Baukostenindexe für das betref-
fende Jahr, veröffentlicht in den statistischen 
Berichten des Statistischen Bundesamtes (Zahlen 
aus Bauwirtschaft, Seite 19, Tafel 6, 1. Spalte „ins-
gesamt „  in der Nummer vom August 1952) 

B 	= Das arithmetische Mittel der DM-Preise für eine 
Tonne Formeisen für das betreffende Jahr, be-
stimmt nach den in derselben Veröffentlichung 
enthaltenen Angaben (Erzeugerpreise bzw. Groß-
handelspreise, S. 10, Gr. IV, 4. Spalte in der Num-
mer von August 1952). 

M0 errechnet sich aus M nach der Formel 

R„ aus Mo, V und dem im Abkommen angewendeten 
Umrechnungskurs (1 DM = 83,33 firs) nach der Formel 

R aus Re,, M0 und M nadi der Formel 

Jeder Teil trägt R/2. Ausgaben in anderer Währung als 
DM werden über den amtlichen Kurs am Tage der Lei-
stung in DM umgerechnet. 

Sollten die in diesem Protokoll angegebenen Indexe nicht 
mehr veröffentlicht werden oder sollte die Art ihrer Fest-
stellung geändert werden oder sollten sich im Laufe eines 
Jahres Preisänderungen ergeben, die die Anwendung 
eines gleichen Indexes bei allen Ausgaben des Jahres 
zu ungerecht erscheinen lassen, werden sich beide Ver-
tragsparteien ins Benehmen setzen, um eine andere 
Berechnungsart zu vereinbaren, die dem Geiste dieses 
Protokolls entspricht. 

Die Kosten für eine gegebenenfalls notwendige Hebung 
der Behelfsstraßenbrücke Straßburg-Kehl, die sich in 
Ausführung der Bestimmung des Art. 4 Ziff. 2 Abs. 2 des 
Abkommens ergeben sollten, werden in die Ausgaben M 
nach obenstehender Berechnung nicht einbezogen. 

par.Morice 	 par.Seebohm 


